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65594 Runkel, den 24.05.2012

Niederschrift

über die 13. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel, zu der für heute, Mittwoch, den 23.05.2012, um 19.30 Uhr, in den Clubraum der Stadthalle Runkel einberufen und ordnungsgemäß geladen war. Es sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1.   Gregor Adler

2.   Erhard Becker

3.   Martin Belz

4.   Margret Bergmeier

5.   Dr. Manfred Birko

6.   Eberhard Bremser

7.   Alexander Bullmann

8.   Frank Burggraf

9.   Lothar Burggraf

10. Christoph Demel
11.
Ulrich Eisenberg

12. Günter Gebhart

13.
 Lothar Hautzel

14.
 Jörg-Peter Heil

15.
 Michael Kilb

16. Thomas Kuhlisch 


	17. Bernhard Polomski

18. Klaus Preusser

19. Dr. Gerhard Ruttmann

20. Johannes Ruttmann

21. Ragnhild Schreiber

22. Klaus-Jürgen Wagner

23. Petra Werbunat-Hofmann




Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender

2. Gertrud Burggraf
3. Peter Butzbach
4. Antonius Duchscherer

5. Sabine Hemming

6. Christian Janevski
	7.   Andreas Kuhn

8.   Silvia Lißner

9.   Wolf-Dirk Räbiger

10. Michael Uhl


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 15. Mai 2012 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 18. Mai 2012 durch den städtischen Bauhof zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber stellt zu Beginn der Sitzung um 19.40 Uhr die Beschlussfähigkeit der 13. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt von Seiten der SPD-Fraktion fehlen die Herren Stadtverordneten Rainer Röth, Hans-Karl Trog und Anton Krtsch. Von Seiten der CDU-Fraktion fehlen entschuldigt die Herren Armin Naß, Volker Rosbach, Bernd Eckert, Bernhard Brahm und Manfred Hastrich. 
Seitens des Magistrates fehlen entschuldigt die Stadträtin Frau Gertrud Burggraf (sie wird später hinzu kommen) und Frau Sandra Müller.
Punkt 1

Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber eröffnet die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel und begrüßt die Stadtverordneten der Stadt Runkel, Herrn Bürgermeister Bender, alle Magistratsmitglieder, die Pressevertreter und alle Gäste. 
Weiterhin bedankt sie sich bei den städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die Vorbereitung der Sitzung im Clubraum der Stadthalle Runkel.

Punkt 2

Anfragen an den Magistrat

Herr Bürgermeister Bender verliest den Antrag der Bürgerliste  vom 12.04.2012 (siehe Anlage)  zum Thema „Runkler Bus’chen“ und beantwortet die Fragen wie folgt:

Eine Überprüfung der Fahrtenbücher hat ergeben, dass im Monatsschnitt auf das Jahr 2010 gesehen zwischen 96 und 105 Fahrten mit Bürgerinnen und Bürgern durchgeführt wurden. Im Jahr 2011 waren es 121 Fahrten monatlich. 

Zusätzlich zu den von den Bürgerinnen und Bürgern beantragten Fahrten müssen derzeit monatlich noch ca. 860 Regelfahrten für Schulen (Runkel, Steeden und Zubringerverkehr Brechen)  und Kindergärten (Runkel und Steeden) durchgeführt werden. In den 860 Regelfahrten stecken auch die Sonderfahrten für den Waldkindergarten, Besuch bei Zahnärzten, der Bücherei, der Polizeistation sowie Fahrten zum Seniorenessen, zu den von der Stadt Runkel organisierten Ausflügen, Fahrten der Jugendpflege bzw. die Vermietung der Bus’chen an die Feuerwehr und Vereine. 

Die Differenz bei den Regelfahrten kam dadurch zustande, weil ab 2011 Hin- und Rückfahrten zur Schule (Steeden) im Auftrag des Landkreises Limburg-Weilburg  durchführt werden.

Im Jahr 2010 wurden 104.819 km an Wegstrecke zurück gelegt und im Jahr 2011 waren es 100.704 km. Wie Sie der  Aufstellung entnehmen können,  betragen die Aufwendungen für das Haushaltsjahr 2011 für Treibstoffkosten 12.563,-- €, Personalkosten für Fahrer 65.000,-- €, Planungskosten Tourismusinformation 5.600,-- €, Leasinggebühren 21. 000,-- €, sonstige Kosten 11.000-- €. 
Die Aufwendungen für das Haushaltsjahr 2010 fallen um 
ca. 3.000,-- € günstiger aus. Die genauen Kostenangaben für das Haushaltsjahr 2010 bittet Herr Bürgermeister Bender der in der Sitzung  ausgehändigten  Aufstellung zu entnehmen (siehe Anlage).
An Einnahmen für das Haushaltsjahr 2011 wurden erzielt für die Schülerbeförderung 9.164,-- €, Personenbeförderung 6.053,-- €, Vereine 
677,-- €, Werbung 12.000,-- €, Spenden 2.550,-- €.

Die verbleibende Unterdeckung unter Berücksichtigung der in der Vergangenheit durchgeführten Kindergartenfahrten (Busunternehmer) beträgt für das Haushaltsjahr 2011    64.595,-- €.
Die Bürgerliste Runkel hat auf der Seite 3 der Anfrage unten aufgeführt, dass das Defizit von 2010 auf 2011 von 42.000,-- € auf 61.000,-- € gestiegen ist.

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass die beiden Zahlen nicht vergleichbar sind. Die 41.000,-- € sind die Differenz aus den Haushaltsansätzen 2010 für Aufwendungen und Erträge. Die 61.000,-- € beziehen sich auf eine Aufstellung über die freiwilligen Leistungen vom 11.01.2012. Diese Zahl stelle allerdings nur die Aufwendungen dar und sei keine Differenzzahl. Weiterhin sei diese Zahl eine Ist-Zahl (Ergebniszahl 2011) und keine Haushaltsansatzzahl. Er fährt fort, dass man Haushaltsansätze nicht mit Ergebniszahlen vergleichen könne.

Der Vergleich zwischen diesen beiden Zahlen sei nicht herzustellen.
Der Fraktionsvorsitzende der BL, Herr Becker,  weist darauf hin, dass die von ihm aufgeführten Zahlen aus den Aufstellungen der Verwaltung stammen, die den Mitgliedern des HFA anlässlich der Beratungen über den Haushaltsplanentwurf 2012 ausgehändigt worden waren. 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bedankt sich für die Ausführung.

Punkt 3

Vergabe eines Baugrundstücks im Baugebiet „Auf dem großen 
Weizstück II“ im Stadtteil Arfurt;

hier :  Gemarkung Arfurt, Flur 4, Flurstück 355, „Am Kapellchen 6“

          Kaufantrag von Frau Nadine Fehler und Herrn Patrick Schindler,

          Rheinbergstr. 70, 65594 Runkel-Steeden

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, das Baugrundstück in der Gemarkung Arfurt, Flur 4, Flurstück 355, Größe: 598 m², „Am Kapellchen 6“, an Frau Nadine Fehler und Herrn Patrick Schindler, Rheinbergstr. 70 in 65594 Runkel-Steeden zu den in der Klammer aufgeführten Konditionen (Baulandpreis: 25,56 €/m², Erschließungsvorausleistungen: 21,69 €/m²) zu veräußern.

Abstimmung:

Ja - 23
Nein -
0

Ent. -  0
Punkt 4

4. Änderung des Bebauungsplanes „Auf dem großen Weizstück II“ im Stadtteil Arfurt;

hier :  Fassung des  Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB und
          Beschluss der Einleitung des Bauleitplanverfahrens sowie der
          Durchführung der notwendigen Beteiligungsverfahren der 
          Öffentlichkeit sowie der Behörden und  sonstigen Träger öffentlicher
          Belange
Herr Fraktionsvorsitzender Becker (BL) verliest die Anfragen der Bürgerliste zu Punkt 4 wie folgt: 
1. Wendekreis:
Wer ist für den Planungsfehler  verantwortlich und wer zahlt die Kosten für die vorgesehene Änderung? Eine Erschließungskostenumlage auf alle Bauplätze in diesem Gebiet scheint nicht mehr möglich zu sein. 
In der Verwaltungsvorlage ist nichts über die Kosten erwähnt. Für die Beratung und Beschlussfassung der Bürgerliste sind jedoch Informationen notwendig.

Warum wird hier keine Alternative vorgestellt, und zwar dergestalt, dass der aus dem Wendehammer führende Fußweg zu einer Straße verbreitert wird und dann in den Weg zwischen den Grundstücken 413 und 373 weitergeführt wird. Dann könnte das Müllfahrzeug ohne Wendemanöver seinen Weg fahren. Auch hier wären Kosten zu nennen.
Herr Bürgermeister Bender erläutert hierzu, dass verschiedene Varianten angedacht wurden. Unter anderem hätte am Wendehammer eine große Schleppkurve eingerichtet werden können. Jedoch hätte der Grundstückseigentümer einen Teil seines Grundstückes für die Schleppkurve zur Verfügung stellen müssen und damit wäre das Grundstück nicht mehr im erforderlichen Maße bebaubar. Der Grundstückseigentümer war nicht dazu bereit. 

Der Bebauungsplan ist in den 90-iger Jahren beschlossen worden. Da die Müllfahrzeuge aber immer größer und breiter werden, sind die Maße des  jetzigen Wendekreises nicht mehr ausreichend.  

Herr Bürgermeister fährt fort, dass der komplette Bereich noch nicht endausgebaut ist. Das heißt, dass die Kosten von bis zu ca. 40.000,-- € auf die Anwohner umgelegt werden. 
2. Gartenhütten:
Von welchen verschiedenen Verstößen wird hier gesprochen? Geht es hier nur um zu groß gebaute Gartenhütten im inneren 5-Meterbereich der Ortsrandeingrünung oder um welche Verstöße handelt es sich hier noch? Ist z.B. auch der äußere Begrünungsbereich unzulässiger Weise für Bauten genutzt worden, die Formulierung „Mit der Änderung soll zumindest in den privaten Grünflächen die Errichtung von Gartenhütten in beschränktem Umfang ermöglicht werden“, lässt darauf schließen. Und was bedeutet „in beschränktem Umfang“?
Herr Bürgermeister Bender beantwortet die Frage wie folgt:

Es müsse  zunächst unterschieden werden zwischen privaten Flächen und öffentlichen Flächen. Eine der Gartenhütten befindet sich auf dem städtischen Gelände und dieses Grundstück soll von dieser Bebauung befreit werden. 
Es befinden sich dort ebenso Gartenhütten, die bleiben dürfen. Die Größe übersteigt jedoch die erlaubten Gartenhüttenmaße. Begrenzt heißt im Rahmen der gesetzlichen Umbauten, Flächen und Kubikmeter. 

3. Zaunsockel und Mauern:
Bestehen hier unzulässiger Weise Zaunsockel und Mauern?

Wenn solche bestehen, ist damit die Umweltverträglichkeit im Sinne des § 2 des BauGB noch gegeben? Wird es demzufolge Einsprüche der unteren Naturschutzbehörde geben? Können wir dann überhaupt noch das „vereinfachte Verfahren“ für die Planänderung durchführen?

Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass bei vorhandenen Zaunsockeln Durchlässe geschaffen werden müssen um Amphibien die Möglichkeit des Geländewechsels geben zu können. Im schlimmsten Fall müsste der Zaunsockel oder die Mauer entfernt werden. 

Das wird jedoch mit der UNB und den Grundstückseigentümern geklärt. 

4. Spielplatz:

Mit der Änderung könnte sich die BL einverstanden erklären, wenn gleichzeitig festgelegt wird, an welcher Stelle die vorgesehene Streuobstwiese angelegt wird.

Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass noch nicht gesagt werden kann, wo die Streuobstwiese angelegt wird. Die Stadt Runkel wird mit der UNB  klären, wo der entsprechende Ausgleich geschaffen wird. 

5. Diese Maßnahme wird von der BL begrüßt.
6. Grünflächen:

Was bedeutet: „Diese Flächen sollen nun als Grünfläche der angrenzenden Grundstücke zugeordnet werden“?

Sind die Eigentümer der angrenzenden Grundstücke bereit, diese Flächen zu kaufen? Wenn ja, zu welchem Preis? Wurde der Ortsbeirat hierzu gehört?

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass der Ortsbeirat noch nicht gehört worden ist, da die Gespräche noch nicht abgeschlossen sind. 

Der Preis pro m² Grünfläche wäre der gleiche wie beim Grundstückskauf. 

Herr Stadtverordneter Heil (CDU) erklärt, dass die CDU-Fraktion noch Klärungsbedarf hat. Punkt 1 und 5 sind unstrittig. Bei den Punkten 2,3,4 und 6 gibt es jedoch Klärungsbedarf. Die Verwaltungsvorlage wäre unvollständig und nicht sorgfältig ausgearbeitet. Unter Punkt 2 wird nicht erklärt, warum das Baugebiet eine 10 m breite Ortsrandeingrünung hatte und warum eine Bebauung verboten wurde. 
Er fragt, ob es  hier jetzt neue Vorschriften gibt und ob dieses nur für dieses eine Baugebiet beschlossen werden sollte. Bei Punkt 3 wäre auch noch nicht klar, was geändert wird. Bei Punkt 6 wäre zu klären, ob eine Umwidmung zum jetzigen Zeitpunkt sinnvoll wäre, da die Anlieger bisher noch nicht gefragt worden sind. 
Die CDU-Fraktion beantragt die Rücküberweisung von Tagesordnungspunkt 4 an den Magistrat zur Überarbeitung. 
Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass in der Verwaltungsvorlage ausreichende Informationen gegeben wurden. Der Landkreis überprüft die Kommunen, ob die vorhandenen Bauwerke den gesetzlichen Bestimmungen entsprechen.
Herr Stadtverordneter Bremser (SPD) erklärt, dass die SPD-Fraktion der 4. Änderung des Bebauungsplanes zustimmen wird.

Herr Fraktonsvorsitzender Eisenberg (Die Grünen) sagt, dass die  Fraktion der Grünen  gegen die Aufhebung der Grünstreifen ist. 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber lässt über den Antrag der CDU-Fraktion auf Rücküberweisung von Tagesordnungspunkt 4 an den Magistrat abstimmen.
Abstimmung:

Ja – 8


Nein – 14

Enth. – 1

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung der 4. Änderung des Bebauungsplanes „Auf dem großen Weizstück II“ im Stadtteil Arfurt. Der Geltungsbereich der Änderung ist aus der Kartenskizze ersichtlich, die Bestandteil dieses Beschlusses ist. Die Planänderung wird im vereinfachten Verfahren auf der Grundlage des § 13a BauGB durchgeführt.

Der Magistrat wird beauftragt, das Bauleitplanverfahren einzuleiten und die notwendigen Beteiligungsverfahren der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange durchzuführen. 

Abstimmung:

Ja – 15

Nein – 0

Enth. – 8

Punkt 5

1. Änderung des Bebauungsplanes „Auf dem Graben“ im Stadtteil Hofen;

hier : Fassung des  Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB und
          Beschluss der Einleitung des Bauleitplanverfahrens sowie der
          Durchführung der notwendigen Beteiligungsverfahren der 
          Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
          Belange
Herr Stadtverordneter Bremser (SPD) sagt, dass von Seiten der SPD-Fraktion noch Klärungsbedarf zu diesem Tagesordnungspunkt besteht. Er fragt, ob es nach 17 Jahren (Beschluss des Magistrats vom 22.11.1995) noch sinnvoll ist, einen Kinderspielplatz  zu errichten. Es solle eine Befragung erfolgen, in welchem Alter die Kinder sich befinden. 
Er fragt weiter, ob es nicht sinnvoll wäre, dieses Grundstück an den interessierten Hofener Bürger zu verkaufen und mit einem Teil dieses Erlöses  für die vom Ortsbeirat vorgeschlagenen Verschönerung des Waldspielplatzes in Hofen bzw. für neue Spielgeräte auf diesem Waldspielplatz zu verwenden und auch Jugendlichen die Möglichkeit der Benutzung zu geben.
Weiterhin stellt sich die Frage, ob bei der Umwandlung von öffentlichen Grünflächen in private Grünflächen  die Grünflächen an Privatpersonen verkauft oder verpachtet werden. 

Sollte jedoch im Stadtteil Hofen ein Kinderspielplatz errichtet werden, wird dieses Vorhaben von der SPD-Fraktion unterstützt.

Die SPD-Fraktion stellt den Antrag auf Verweisung von Punkt 5 in den Bau- und Umweltausschuss.  
Herr Fraktionsvorsitzender Becker (BL) teilt mit, dass die Bürgerliste sich an den gültigen Bebauungsplan halten möchte, d.h. das Flurstück 202 sollte nicht für einen  Spielplatz eingerichtet werden. Das Flurstück 202 würde als Spielplatz nicht sicher genug liegen. Es liegt am Rande der Bebauung direkt am Feld. 

Herr Becker fragt, ob die Stadt das Flurstück 202 zusammengefasst mit Flurstück 201 als Baugrundstück verkaufen kann, da bereits ein Kaufantrag eines Interessenten vorliegt.  

Die Bürgerliste schlägt vor, das Flurstück 185 und Flurstück 184 als Spielplatz mit Grünflächen und Bäumen sowie  Ruhebänken einzurichten. 
Die Stadt solle auch prüfen, die Grünflächen 189, 211, 212 und 213 den Anliegern zum Kauf anzubieten. 

Die Bürgerliste beantragt, den vorgeschlagenen Beschluss zur Änderung des Bebauungsplanes nicht zu fassen und beantragt die Verweisung in den Bau- und Umweltausschuss. 

Herr Stadtverordneter Belz (CDU) erklärt, dass die CDU-Fraktion der Meinung ist, dass das Flurstück 202 das geeignete Grundstück für die Errichtung des Spielplatzes ist. Es solle geprüft werden, ob Flurstück 201 mit hinzugezogen werden kann. 
Die CDU-Fraktion beantragt die Rückverweisung an den Magistrat.

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass 7  Familien angeschrieben wurden.  In diesen Familien leben 12 Kinder im Alter von 1 – 12 Jahren. 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin lässt darüber abstimmen, die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Auf dem Graben“ im Stadtteil Hofen in den Bau- und Umweltausschuss zu verweisen.
Abstimmung: 
Ja – 17

Nein – 4

Enth.- 2
Der Antrag auf Verweisung an den Magistrat hat keine Mehrheit gefunden. 
Punkt 6

Genehmigung des Protokolls  vom 25.04.2012
Herr Fraktionsvorsitzender Becker (BL) fragt, ob die Aussage des Herrn Bürgermeisters auf Seite 2 des Protokolls korrekt ist. 

Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass die Aussage korrekt ist. 

Herr Becker schlägt  zu Seite 12 des Protokolls vor, den in Klammern gesetzten Vermerk „bei 51,5 Stellen sozialversicherungspflichtige Stellen“  zu streichen.
Abstimmung:

Ja – 21

Nein – 0

Enth. – 2

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber fragt, wer dem Protokoll in der geänderten Fassung zustimmt.

Abstimmung:

Ja – 23

Nein – 0

Enth. - 0
Punkt 7

Mitteilungen des Magistrates

Herr Bürgermeister Bender teilt mit:
1.  Der Konzessionsvertrag mit der Süwag muss nicht geändert werden, 

     Vertragspartner ist immer noch die Süwag Energie AG,

2. In Wirbelau sind die umfangreichen EKVO-Maßnahmen im Bereich der

    Garten- und Horstertstraße abgeschlossen. 

3. Die Umgestaltung der Vorfläche des Feuerwehrgerätehauses in Dehrn unter

    maßgeblicher Mitwirkung des BOD und des Bauhofs schreitet voran. 
4. Die Stadt Runkel hat eine kurzfristige Räumung von Grabfeldern ohne

    technische Hilfsmittel vorgenommen.

5. Große Flächen städtischer Wirtschaftswege sind gemulcht worden. 

6. Dehrn, Ennerich und Runkel verfügen in wenigen Tagen über den Zugang

    zum schnellen DSL.

7. Die Stadt Runkel prüft, ob Wirbelau mittels Verstärkerstationen ebenfalls den

    Zugang zum schnellen DSL erhalten kann.
    Die Stadtteile Eschenau, Hofen und Arfurt jedoch haben keine

    Kabelanschlüsse. Die Stadt Runkel wird prüfen, wie diese Stadtteile den

    Zugang zum schnellen DSL erhalten können. 

8. Die Stadt Runkel hat ein Schreiben von der Kreisverwaltung erhalten. Die 

    K 478 der Gemarkung Dehrn  ist in einem guten Zustand und hat die

    Zustandsnote 1,8 erhalten. Hessen Mobil Dillenburg erhält eine Durchschrift 
    dieses Schreibens mit der Bitte, das Abstufungsverfahren für den gesamten

    Abschnitt der K 478 – bis Offheim – fortzuführen. 
    Die Verkehrsführung wird mit dem Ortsbeirat erörtert. 

9. Die Süwag hat die Stadt Runkel informiert, dass der Kapitaldienstbestand zum 

    30.11.2011 die Summe von netto 400.506,84 € ausgemacht hat.
10. Die Fa. Egenolf teilt mit Schreiben vom 22.04.2012 mit, dass in Bezug auf 
      das Grundstück „Auf dem See“ ein Vorschlag unterbreitet wird:

       Die Fa. Egenolf ist bereit, für die geplante Parkanlage in Runkel und die
       Altenwohnanlage, die von der Stadt Runkel gebaut werden soll, einen

       Betrag  von max. 50.000,-- € als Baukostenzuschuss für die Planung und
       Herstellung dieser Parkanlage bereit zu stellen. Des Weiteren ist die Fa. 
       Egenolf bereit, bei einem Verkauf von Grundstücken „Auf dem See“ die 
       Stadt Runkel mit 2,50 € pro Quadratmeter an dem erzielten Kaufpreis zu
       beteiligen. 
       Da die Fa. Egenolf zur Zeit mit zwei ernsthaften Interessenten für die

       Grundstücke in Runkel  in Verhandlungen steht und diese zu einer zeitnahen

       Entscheidung  drängen, bittet die Fa. Egenolf um schnellste Prüfung und

       kurzfristigen Bescheid. Ansonsten müsse die Fa. Egenolf einen anderen 

       Standort in anderen Gewerbegebieten für diese Interessenten suchen. 
Herr Bürgermeister Bender bittet die Fraktionen, sich mit diesem Thema auseinander zu setzen. Dieses Thema soll im Magistrat und als Tagesordnungspunkt in der Sitzung am 20.06.2012 behandelt werden. 
11. Thema Messanlagen:

       Seit der Inbetriebnahme der Messanlagen im November 2011 sind bis 

       einschl. April 2012 Verwarnungsgelder in Höhe von  134.000,-- € 

       eingegangen. 

       Herr Bürgermeister bedauert dies und hofft, dass die Leute in Zukunft 

       langsamer fahren. 

Herr Stadtverordneter Belz (CDU) sagt, dass einige Leute in Eschenau eine schnelle  Internetverbindung  bekommen und zwar per Funkverbindung aus Weilburg. Es sei kein technisches sondern ein rechtliches Problem seitens der Telekom. 

Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass eine Funklösung für diese Ortsteile in Erwägung gezogen wird, wobei es einen Unterschied in der Schnelligkeit zwischen Funklösung und schnellem DSL (Kabelanschluss) gibt. 

Die Stadt Runkel erhält einen zinsgünstigen Kredit durch das  Land Hessen für die Funklösung. Das schnelle DSL wird nicht gefördert. Zusätzliches Geld wird erforderlich für die Verlegung einer Zuleitung für Kabelanschluss. 
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber schließt die Sitzung um 21.10 Uhr und verabschiedet die Gäste und die Pressevertreter.
Nach einer 5 Minuten Pause findet die Arbeitssitzung unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt.

_______________________                                                  ________________

(Ragnhild Schreiber)





(Birgit Butzbach)

Stadtverordnetenvorsteherin
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